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A. Bericht des Abgeordneten Marx: 

Der Gesetzentwurf betrifft das deutsch-jugosla- 
wische Abkommen vom 21. Juli 1954 über die Wie- 
derherstellung gewisser Rechte auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes und des Urheber- 
rechts. Das Abkommen sieht einmal eine Regelung 
der enteigneten deutschen Warenzeichen und Ur- 
heberrechte vor; ferner will das Abkommen die 
sonstigen Beeinträchtigungen, die durch den Krieg 
und in der Nachkriegszeit auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes entstanden sind, im Ver- 
hältnis zwischen den beiden vertragschließendeil 
Ländern beseitigen. 

Durch die jugoslawische Kriegsgesetzgebung 
wurden die Warenzeichen und Urheberrechte deut- 
scher Staatsangehöriger in Jugoslawien auf den 
jugoslawischen Staat übertragen und damit der 
Verfügungsbefugnis ihrer ursprünglichen Inhaber 
entzogen. Das Abkommen beseitigt diesen Rechts- 
verlust, indem es erreicht, daß diese Rechte zu- 
gunsten ihrer früheren Inhaber wiederhergestellt 
und damit diesen zurückgegeben werden. Es gibt 
ferner die Möglichkeit, auch diejenigen Waren- 
zeichen wiederherzustellen, die vor Erlaß der 
jugoslawischen Kriegsgesetzgebung erloschen 
waren, z. B. durch nicht rechtzeitige Zahlung der 
Vcrlängerungsgebühren, und daher nicht auf den 
jugoslawischen Staat übergegangen sind, so daß 


sie auch nicht unter die Bestimmungen über die 
Rückgabe der deutschen Alt- Warenzeichen fallen. 

In der Kriegs- und Nachkriegszeit konnten fer- 
ner die in der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums für die Ein- 
reichung von Schutzrechtsanmeldungen vorge- 
sehenen Prioritätsfristen nicht eingehalten wer- 
den. Diese Fristen sind durch das Abkommen ver- 
längert worden, so daß für solche Anmeldungen 
auch jetzt noch die zurückliegenden, ursprüng- 
lichen Prioritäten in Anspruch genommen werden 
können. 

Den jugoslawischen Staatsangehörigen sind, von 
den Bestimmungen über die Rückgabe der deut- 
schen Warenzeichen und Urheberrechte abgesehen, 
die entsprechenden Gegenrechte für das Gebiet 
der Bundesrepublik eingeräumt worden. 

Das Abkommen bereinigt die bestehenden 
Schwierigkeiten zwischen der Bundesrepublik und 
Jugoslawien auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes und des Urheberrechts. Der Aus- 
schuß hat daher dem Abkommen zugestimmt. Er 
empfiehlt, die Gesetzesvorlage anzunehmen. 

München, den 5. Dezember 1954 

Marx 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 866 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 5. Dezember 1954 

Der Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht 

Wagner (Ludwigshafen) Marx 

Vorsitzender Berichterstatter 
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